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I. ALLGEMEINES 

Verträge unter nahen Angehörigen bieten den Vor-
teil, dass sie unproblematisch und zeitnah abge-
schlossen werden und sich steuermindernd im 
Rahmen des Betriebsausgaben- oder Werbungskos-
tenabzugs auswirken können. Damit lassen sich Ein-
künfte auf steuerlich weniger belastete Angehörige 
(meist Kinder) verlagern. Der Nachteil liegt darin, 
dass die Rechtsprechung hohe Anforderungen an 
die Anerkennung solcher Verträge aufgestellt hat 
und die Finanzverwaltung Verträge unter Angehö-
ren entsprechend kritisch prüft. 
Grundsätzlich steht es Angehörigen frei, ihre 
Rechtsverhältnisse untereinander so zu gestalten, 
dass für sie die Steuerbelastung möglichst gering ist. 
Allerdings ist hierbei zu beachten: Wenn sich fremde 
Personen als Vertragspartner gegenüberstehen, wird 
regelmäßig davon ausgegangen, dass der Vertrags-
schluss auf einem natürlichen Widerstreit der Inter-
essen (Interessengegensatz) beruht. Verträge unter 
nahen Angehörigen sind dagegen vielfach von fami-
liären Erwägungen bestimmt. Deshalb werden nur 
solche Verträge steuerrechtlich anerkannt, die auch 
fremde Personen abgeschlossen haben könnten. Dies 
ist dann der Fall, wenn der Vertrag 
· vor Beginn des Leistungsaustauschs klar und 

ernsthaft gewollt ist, 
· tatsächlich durchgeführt wird und 
· einem Fremdvergleich standhält (zu den Einzel-

heiten vgl. II.). 
Neben dem Fremdvergleich ist auch zu prüfen, ob 
die vertragliche Gestaltung nicht einen Missbrauch 
von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten darstellt. 
Seit dem Kalenderjahr 2008 gelten hier verschärfte 
gesetzliche Bestimmungen. Insbesondere bei einer 
unangemessenen Gestaltung müssen Sie nachweisen, 
dass hierfür beachtliche außersteuerliche Gründe 
maßgeblich waren. 
„Nahe Angehörige“ sind insbesondere: Ehegatten, 
Eltern, Großeltern, minderjährige Kinder, Enkel, Ge-
schwister und Schwiegereltern bzw. Schwiegerkin-
der. Bei Verträgen zwischen Eltern und volljährigen 
Kindern ist zu unterscheiden: 
· Sind die Kinder nicht unterhaltsberechtigt, ist 

grundsätzlich von einem natürlichen Interessen-
gegensatz auszugehen, d. h. diese Verträge wer-
den nur dann nach den Kriterien eines Fremd-
vergleichs geprüft, wenn ungewöhnliche Ver-
tragsgestaltungen auf familiäre Erwägungen 
hinweisen. 

· Bei unterhaltsberechtigten Kindern besteht kein 
Interessengegensatz; hier ist ein Fremdvergleich 
durchzuführen. 

Bei eheähnlichen Verhältnissen vermutet die Recht-
sprechung regelmäßig einen Interessengleichklang 

zwischen den Beteiligten. Die besonderen Voraus-
setzungen für die steuerliche Anerkennung von Ver-
trägen zwischen nahen Angehörigen sind daher 
auch hier zu beachten. Das Gleiche gilt auch im Ver-
hältnis von Personengesellschaften (z. B. KG) zu na-
hen Angehörigen der Gesellschafter. Juristische Per-
sonen (z. B. GmbH) sind keine Angehörigen. 

II. VORAUSSETZUNGEN 

Aus dem Vergleich mit Verträgen unter Fremden 
sind für die steuerrechtliche Praxis allgemeine An-
forderungen an Form, Inhalt und Vollzug von Ver-
trägen unter nahen Angehörigen entwickelt worden. 
Nur wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt 
sind, kann der Vertrag dem maßgeblichen Fremd-
vergleich standhalten: 

II.1 Klare und eindeutige Vereinbarungen 
Die Verträge müssen klare und eindeutige Vereinba-
rungen enthalten, die jeden Zweifel über die wesent-
lichen Bestandteile des Vertrags ausschließen. Sie 
müssen auch im Vorhinein geschlossen worden sein, 
denn rückwirkende Vereinbarungen lässt das Steu-
errecht nicht zu. 

II.2 Ernsthaftigkeit 
Zudem müssen die Vertragsbeteiligten den Vertrag 
ernsthaft wollen. Bei der Beurteilung der Ernsthaf-
tigkeit ist von entscheidender Bedeutung, ob ein 
Vertrag gleichen Inhalts auch zwischen Fremden 
abgeschlossen worden wäre. 

II.3 Zivilrechtliche Wirksamkeit 
Eine Vereinbarung ist z. B. nicht wirksam, wenn ein 
zivilrechtlich vorgeschriebenes Formerfordernis 
nicht beachtet worden ist. 
Beispiel: Notarielle Beurkundung eines Grund-
stückskaufs oder eines Schenkungsversprechens. 
Insbesondere Verträge mit minderjährigen Kindern 
werfen in der Praxis immer wieder Probleme auf. 
Minderjährige Kinder müssen bei Vertragsabschlüs-
sen mit einem Elternteil durch einen Ergänzungs-
pfleger vertreten sein, der die Erklärungen zum Ver-
trag im Namen des Kindes abgibt. Wird ein minder-
jähriges Kind als Gesellschafter in eine Personenge-
sellschaft aufgenommen oder eine stille Beteiligung 
eines minderjährigen Kindes bzw. eine Unterbeteili-
gung an einem Gesellschaftsanteil vereinbart, ist au-
ßerdem eine vormundschaftsgerichtliche Genehmi-
gung erforderlich. 

II.4 Form des Vertrags 
Verträge, die unter nahen Angehörigen abgeschlos-
sen werden, unterliegen keinem besonderen gesetz-
lichen Formzwang. 
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Tipp Ihres Steuerberaters: Aus Beweisgründen soll-
te jeder Vertrag mit einem nahen Angehörigen 
grundsätzlich schriftlich fixiert werden. 

II.5 Inhalt des Vertrags 
Die unter nahen Angehörigen geschlossenen Verträ-
ge sind nur dann bindend, wenn die Hauptpflichten, 
die das Wesen des Vertrags ausmachen, zwischen 
den Vertragsparteien festgelegt worden sind. 

II.6 Tatsächliche Durchführung 
Der nach Form und Inhalt rechtlich unbedenkliche 
Vertrag muss auch seinem Inhalt gemäß vollzogen 
werden. Leistung und Gegenleistung sind nachweis-
bar zu erbringen. 

III. EINZELNE VERTRAGSARTEN 

Bei der steuerrechtlichen Anerkennung von Verträ-
gen unter nahen Angehörigen gibt es bestimmte Ver-
tragsarten, die das Interesse der Finanzverwaltung 
in ganz besonderer Weise auf sich ziehen: 

III.1 Arbeitsverträge 
Arbeitsverhältnisse sind ein Gestaltungsmittel, um 
Einkünfte aus dem Unternehmen auf Ehegatten oder 
Kinder zu verlagern. Im Vertrag mindestens zu re-
gelnde Hauptpflichten sind die Höhe des Lohns so-
wie Art und Umfang der Tätigkeit. Die Anerken-
nung als Arbeitsverhältnis setzt weiter voraus, dass 
die Tätigkeit über die familiäre Mitarbeit hinaus 
geht. Zusätzlich ist Folgendes zu beachten: 
· Die Angemessenheit des Lohns wird in erster 

Linie dadurch ermittelt, dass der vereinbarte 
Lohn mit betriebsintern üblichen Löhnen für fa-
milienfremde Arbeitnehmer verglichen wird. 

· Die tatsächliche Durchführung eines Ehegatten-
Arbeitsverhältnisses liegt nur vor, wenn Lohn-
steuer und Sozialversicherungsbeiträge einbehal-
ten werden und der Arbeitnehmer-Ehegatte – wie 
ein fremder Arbeitnehmer – über die Lohnzah-
lung frei verfügen kann. Dazu genügt es aller-
dings, dass der Lohn auf ein beiden Ehegatten 
zugängliches Konto (sog. Oder-Konto) überwie-
sen wird. 

III.2 Darlehensverträge 
Auch bei Darlehensverträgen sind Gestaltungsmo-
delle denkbar, die einen rechtssicheren Werbungs-
kosten- oder Betriebsausgabenabzug erlauben.  
Vor allem bei Darlehensgewährungen in Kinder-
Eltern-Fällen gilt es hierzu Folgendes zu beachten: 
· Zur steuerlichen Anerkennung ist eine Vereinba-

rung über die Laufzeit sowie über Art und Zeit 
der Rückzahlung zu treffen; hinsichtlich der tat-
sächlichen Durchführung müssen die Zinsen zu 

den Fälligkeitszeitpunkten entrichtet werden und 
der Rückzahlungsanspruch bei einer Laufzeit von 
mehr als vier Jahren ausreichend gesichert sein. 

· Zahlen Eltern ihren Kindern Zinsen aus Darle-
hensverträgen, können die Zinsen bei den be-
trieblichen Einkünften der Eltern selbst dann als 
Betriebsausgaben abziehbar sein, wenn die Valu-
tabeträge aus Mitteln stammen, die den Kindern 
zuvor von den Eltern geschenkt wurden. 

Besteht jedoch zwischen Schenkung und Darlehens-
gewährung ein offensichtlicher Zusammenhang, 
weil die Schenkung mit der Auflage einer Darle-
hensgewährung verbunden wird, handelt es sich bei 
den „Zinsen“ nicht um abziehbare Betriebsausgaben, 
sondern um nicht abziehbare Zuwendungen. 
Vertritt ein Rechtsanwalt als Ergänzungspfleger 
minderjährige Kinder beim Abschluss und bei der 
Durchführung eines Darlehensvertrags mit deren El-
tern, ist der Vertrag i. d. R.  steuerlich anzuerkennen. 

III.3 Miet- und Pachtverträge 
Nicht jede Abweichung von der üblichen Gestaltung 
eines Mietvertrags schließt dessen steuerliche Aner-
kennung aus. Die Hauptpflichten der Vertragspar-
teien – wie das Überlassen der Mietsache zur Nut-
zung und die Höhe der zu entrichtenden Miete ein-
schließlich Nebenkosten – müssen jedoch klar und 
eindeutig vereinbart worden sein und entsprechend 
der Vereinbarung erfüllt werden. Nur zum Schein 
abgeschlossene Mietverträge bleiben für die Besteue-
rung unerheblich. 
Ein bürgerlich-rechtlich wirksamer Mietvertrag zwi-
schen Eltern und ihrem unterhaltsberechtigten Kind 
wird auch dann steuerlich anerkannt, wenn das 
Kind die Miete durch Verrechnung mit dem Barun-
terhalt der Eltern zahlt. Gleiches gilt für unterhalts-
berechtigte Eltern bzw. (geschiedene) Ehegatten. 
Bei einer zulässigen verbilligten Vermietung werden 
seit 2004 die Werbungskosten bei den Vermietungs-
einkünften auf den prozentualen Anteil der entgelt-
lichen Vermietung gekürzt, wenn die Miete weniger 
als 56 % der ortsüblichen Miete beträgt. Entspre-
chendes gilt, wenn die Miete zwar mindestens 56 %, 
aber weniger als 75 % der ortsüblichen Miete beträgt 
und sich innerhalb von 30 Jahren voraussichtlich 
kein Mietüberschuss ergibt. 

III.4 Gesellschaftsverträge 
Gesellschaftsverträge bedürfen meist der individuel-
len Prüfung durch den Steuerberater. Nur soweit 
das Vertragsverhältnis unter nahen Angehörigen 
einem Gesellschaftsverhältnis unter Fremden wirt-
schaftlich gleichwertig ist, sind die den nahen Ange-
hörigen eingeräumten Anteile am Gesellschaftsge-
winn auch steuerrechtlich eigene Einkünfte. 


